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Kleine Anfrage
der Abgeordneten Victor Perli, Dr. Gesine Lötzsch, Matthias W. Birkwald, 
Christian Görke, Susanne Hennig-Wellsow, Ina Latendorf, Caren Lay, 
Ralph Lenkert, Sören Pellmann, Bernd Riexinger, Janine Wissler und 
der Gruppe Die Linke

Regierungsbilanz im Bereich der Verteilungsgerechtigkeit

Die Bundesregierung ist als „Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhal-
tigkeit“ angetreten (vgl. www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/
Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf, S. 1). Insbesondere die Aufrechterhaltung 
der sozialen Gerechtigkeit hat für die Bevölkerung höchste Priorität – 59 Pro-
zent halten diese Staatsaufgabe für „sehr wichtig“ (vgl. www.dbb.de/fileadmin/
user_upload/globale_elemente/pdfs/2024/240626_130624_Buergerbefragung_
Oeffentlicher_Dienst_2024.pdf, S. 15–16). Gleichzeitig denken 63 Prozent, 
dass es in Deutschland ungerecht zugeht (vgl. www.zdf.de/nachrichten/politik/
deutschland/politbarometer-umfrage-afd-wirtschaft-100.html). Im Koalitions-
vertrag (nachfolgend KoaV.) hat die Bundesregierung einige Vorhaben zur Her-
stellung von Verteilungsgerechtigkeit vereinbart. Beispielsweise sollte Kinder-
armut bekämpft und Arbeit gerecht entlohnt werden (vgl. KoaV. S. 5). Ange-
sichts des baldigen Endes der aktuellen Legislaturperiode gilt es nach Ansicht 
der Fragestellerinnen und Fragesteller nun, Bilanz zu ziehen und zu prüfen, in-
wieweit die Regierung Fortschritte erzielt hat. Dazu werden Fragen zu allge-
meinen Indikatoren der Verteilungsgerechtigkeit sowie Fragen mit konkretem 
Bezug zum Koalitionsvertrag gestellt.

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Welche jährlichen Werte hatte nach Kenntnis der Bundesregierung der Re-

allohnindex je Einkommensdezil und insgesamt seit 2017 (für 2024 bitte 
den aktuellsten verfügbaren Wert unter Angabe des Zeitpunkts angeben)?

 2. Welche jährlichen Werte hatte nach Kenntnis der Bundesregierung der Re-
allohnindex von Tariflöhnen und nicht tariflich bestimmten Löhnen seit 
2017 (für 2024 bitte den aktuellsten verfügbaren Wert unter Angabe des 
Zeitpunkts angeben)?

 3. Wie bewertet die Bundesregierung die Entwicklung des Reallohnindexes 
je Einkommensdezil und insgesamt sowie des Reallohnindexes von Tarif-
löhnen und nicht tariflich bestimmten Löhnen seit Beginn der aktuellen 
Legislaturperiode und welche Maßnahmen hat sie zur Reduzierung der 
Einkommensungleichheit umgesetzt (vgl. KoaV. S. 5, 52)?

 4. Wie groß war nach Kenntnis der Bundesregierung der jährliche prozentua-
le Anteil eines jeden Vermögensdezils am gesamten Nettovermögen seit 
2017 (für 2024 bitte den aktuellsten verfügbaren Wert unter Angabe des 
Zeitpunkts angeben)?
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 5. Wie bewertet die Bundesregierung die Entwicklung der Vermögensvertei-
lung seit Beginn der aktuellen Legislaturperiode und welche Maßnahmen 
hat sie zur Reduzierung der Vermögensungleichheit umgesetzt?

 6. Wie groß war nach Kenntnis der Bundesregierung die jährliche Steuer- 
und Abgabenlast je Einkommens- und Vermögensdezil unter Berücksich-
tigung aller Steuerarten und Abgaben seit 2017, wenn diese prozentual am 
Haushaltseinkommen bzw. -vermögen gemessen wird (für 2024 bitte den 
aktuellsten verfügbaren Wert unter Angabe des Zeitpunkts angeben)?

 7. Wie bewertet die Bundesregierung die Entwicklung der Steuer- und Abga-
benlast je Einkommens- und Vermögensdezil seit Beginn der aktuellen 
Legislaturperiode und welche Maßnahmen hat sie zur Stärkung einer pro-
gressiven Besteuerung umgesetzt?

 8. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den jährlichen Schaden aus Steuer-
hinterziehung und -betrug seit 2017 ein (für 2024 bitte den aktuellsten ver-
fügbaren Wert unter Angabe des Zeitpunkts angeben)?

 9. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung seit Beginn der Legislatur-
periode zur effektiveren Bekämpfung von Steuerhinterziehung und -be-
trug umgesetzt (bitte u. a. auch auf das geplante Steuerforschungsinstitut 
eingehen) (vgl. KoaV. S. 5, 130–132)?

10. Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus der Kritik der Bürgerbe-
wegung Finanzwende am Bürokratieentlastungsgesetz IV (vgl. www.tages
schau.de/wirtschaft/finanzen/finanzwende-gesetz-buerokratieabbau-bunde
srat-100.html), der zufolge die verkürzte Aufbewahrungsfrist von Bu-
chungsbelegen und Rechnungen die Strafverfolgung von Steuerdelikten 
erschwert, und wie passt die Aufbewahrungsfrist von acht Jahren zur Ver-
jährungsfrist schwerer Steuerstrafdelikte von 15 Jahren?

11. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung der inflationsbereinigte 
Mindestlohn jährlich seit 2017 (für 2024 bitte den aktuellsten verfügbaren 
Wert unter Angabe des Zeitpunkts angeben)?

12. Inwiefern würde die Bundesregierung den deutschen Mindestlohn als ar-
mutsfest bezeichnen (bitte um Begründung und ggf. empirische Unter-
mauerung)?

13. Was hat die Bundesregierung für eine armutsfeste Ausgestaltung des Min-
destlohns unternommen, wenn ein armutsfestes Einkommen in Anlehnung 
an die EU-Mindestlohnrichtlinie als ein Einkommen in Höhe von 60 Pro-
zent des Medianeinkommens definiert wird (vgl. KoaV. S. 55)?

14. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung die jährliche Tarifbin-
dung seit 2017 (für 2024 bitte den aktuellsten verfügbaren Wert unter An-
gabe des Zeitpunkts angeben)?

15. Wie bewertet die Bundesregierung die Entwicklung der Tarifbindung seit 
Beginn der aktuellen Legislaturperiode und welche Maßnahmen hat sie 
zur Erhöhung der Tarifbindung umgesetzt (vgl. KoaV. S. 56)?

16. Wie groß war nach Kenntnis der Bundesregierung die jährliche Lohnlücke 
zwischen Ost- und Westdeutschland seit 2017 (für 2024 den aktuellsten 
verfügbaren Wert unter Angabe des Zeitpunkts angeben.)?

17. Wie bewertet die Bundesregierung die Entwicklung der Lohnangleichung 
zwischen Ost- und Westdeutschland seit Beginn der aktuellen Legislatur-
periode und welche Maßnahmen hat sie zur Stärkung der Lohnanglei-
chung umgesetzt (vgl. KoaV. S. 5, 56)?
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18. Wie groß war nach Kenntnis der Bundesregierung die jährliche Lohnlücke 
zwischen Frauen und Männern seit 2017 (für 2024 bitte den aktuellsten 
verfügbaren Wert unter Angabe des Zeitpunkts angeben.)?

19. Wie bewertet die Bundesregierung die Entwicklung der Lohnlücke zwi-
schen Frauen und Männern seit Beginn der aktuellen Legislaturperiode 
und welche Maßnahmen hat sie zur Herstellung der Entgeltgleichheit um-
gesetzt (vgl. KoaV. S. 5, 91)?

20. Inwiefern würde sich das Bürgergeld von der zu Beginn der Legislatur-
periode bestehenden Grundsicherung (Arbeitslosengeld II) unterscheiden, 
falls die Maßnahmen aus der „Formulierungshilfe für einen Änderungsan-
trag der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP zu dem 
Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Arbeitslosenversicherung 
und Arbeitsförderung (Drucksache 20/12779)“ (vgl. www.der-paritaetisch
e.de/fileadmin/user_upload/240927_FH_WI_Ressortabstimmung.pdf) 
umgesetzt werden sollten (bitte insbesondere auf die Wirkungen auf die 
„Würde des Einzelnen“ und die „gesellschaftliche Teilhabe“ eingehen; 
vgl. KoaV. S. 5, 59–61)?

21. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung der inflationsbereinigte 
Arbeitslosengeld II- bzw. Bürgergeld-Satz jährlich seit 2017 (für 2024 
bitte den aktuellsten verfügbaren Wert unter Angabe des Zeitpunkts ange-
ben)?

22. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung der inflationsbereinigte 
durchschnittliche BAföG-Satz jährlich seit 2017 (für 2024 bitte den aktu-
ellsten verfügbaren Wert unter Angabe des Zeitpunkts angeben)?

23. Wie bewertet die Bundesregierung die Entwicklung des inflationsberei-
nigten durchschnittlichen BAföG-Satzes seit Beginn der aktuellen Legis-
laturperiode und welche Maßnahmen hat sie zur Stabilisierung des 
BAföG-Niveaus sowie zur Verbesserung des BAföGs umgesetzt (vgl. Ko-
aV. S. 53, 74, 76)?

24. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung die inflationsbereinigte 
durchschnittliche Rente je Einkommensdezil und insgesamt jährlich seit 
2017 (für 2024 bitte den aktuellsten verfügbaren Wert unter Angabe des 
Zeitpunkts angeben.)?

25. Wie bewertet die Bundesregierung die Entwicklung des Rentenniveaus je 
Einkommensdezil und insgesamt seit Beginn der aktuellen Legislatur-
periode und welche Maßnahmen hat sie zur Stabilisierung des Renten-
niveaus sowie zur Reform des Systems der privaten Altersvorsorge umge-
setzt (vgl. KoaV. S. 5, 52)?

26. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die jährliche Anzahl der 
Kinder in Armut seit 2017 entwickelt (für 2024 bitte den aktuellsten ver-
fügbaren Wert unter Angabe des Zeitpunkts angeben)?

27. Wie bewertet die Bundesregierung die Entwicklung der Kinderarmut seit 
Beginn der aktuellen Legislaturperiode und welche Maßnahmen hat sie 
zur Reduktion der Kinderarmut umgesetzt (vgl. KoaV. S. 5)?

28. Welcher Betrag wäre nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2023 
und welcher Betrag wäre voraussichtlich im Jahr 2024 notwendig gewe-
sen, um die Nettoeinkommen aller armutsgefährdeten Haushalte in 
Deutschland auf die Armutsgefährdungsschwelle (60 Prozent des Medians 
der Nettoäquivalenzeinkommen der Bevölkerung) anzuheben (Bitte die 
Berechnung einmal unter und einmal ohne Berücksichtigung staatlicher 
Transferleistungen durchführen.)?
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29. Wie viele Prüfungen der Einhaltung des geltenden Arbeitsrechts bei Mini-
jobs hat die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) jährlich seit 2017 
durchgeführt (für 2024 bitte den aktuellsten verfügbaren Wert unter An-
gabe des Zeitpunkts angeben)?

30. Wie viele Verstöße gegen das geltende Arbeitsrecht bei Minijobs hat die 
FKS nach Kenntnis der Bundesregierung jährlich seit 2017 festgestellt 
(für 2024 bitte den aktuellsten verfügbaren Wert unter Angabe des Zeit-
punkts angeben)?

31. Wie viele Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren sind infolge von 
FKS-Kontrollen der Einhaltung des geltenden Arbeitsrechts bei Minijobs 
nach Kenntnis der Bundesregierung jährlich seit 2017 eingeleitet worden 
(für 2024 bitte den aktuellsten verfügbaren Wert unter Angabe des Zeit-
punkts angeben.)?

32. Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung jährlich seit 2017 die 
verhängten Geldstrafen sowie Verwarn- und Bußgelder infolge von FKS-
Kontrollen der Einhaltung des geltenden Arbeitsrechts bei Minijobs (für 
2024 bitte den aktuellsten verfügbaren Wert unter Angabe des Zeitpunkts 
angeben)?

33. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung seit Beginn der aktuellen 
Legislaturperiode umgesetzt, um zu verhindern, dass Minijobs als Ersatz 
für reguläre Arbeitsverhältnisse missbraucht oder insbesondere für Frauen 
zur Teilzeitfalle werden?
Wie bewertet die Bundesregierung den Erfolg dieser Maßnahmen (bitte 
um Begründung und ggf. empirische Untermauerung, vgl. KoaV. S. 55)?

34. Wie viele jährliche Fälle sind der Bundesregierung seit 2017 bekannt, in 
denen Unternehmen das geltende Mitbestimmungsrecht der Belegschaft 
umgangen haben (Fälle, die auf die Gründung einer Europäischen Aktien-
gesellschaft (SE) zurückzuführen sind, bitte gesondert aufführen; für 2024 
bitte den aktuellsten verfügbaren Wert unter Angabe des Zeitpunkts ange-
ben.)?

35. Was hat die Bundesregierung unternommen, um Mitbestimmungsvermei-
dung zu verhindern (bitte auch auf das Problem der Gründung einer Euro-
päischen Aktiengesellschaft (SE) sowie die geplante Einstufung der Mit-
bestimmungsbehinderung als Offizialdelikt eingehen; vgl. KoaV. S. 56)?

36. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung seit 2017 die jährliche 
Anzahl erwerbstätiger Menschen mit Behinderung entwickelt, die auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt tätig waren (für 2024 bitte den aktuellsten ver-
fügbaren Wert unter Angabe des Zeitpunkts angeben)?

37. Wie bewertet die Bundesregierung die Entwicklung der Anzahl erwerbs-
tätiger Menschen mit Behinderung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt seit 
Beginn der aktuellen Legislaturperiode und welche Maßnahmen hat sie 
zur Steigerung des Anteils umgesetzt (vgl. KoaV. S. 62)?

Berlin, den 13. Dezember 2024

Heidi Reichinnek, Sören Pellmann und Gruppe
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